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* (Nr. 8849.) Geſetz, betreffend Abänderung der Verordnung über die Bildung und den Ge 
1 ſchäftskreis eines evangeliſch-reformirten Konſiſtorii in der Stadt Frankfurt a. M. 
vom 8. Februar 1820, ſowie des organiſchen Geſetzes vom 5. Februar 1857 
über Abänderung einiger die evangeliſch-lutheriſche Kirchenverfaſſung be⸗ 
rührenden Beſtimmungen der Konſtitutions⸗Ergänzungsakte der Stadt 
Frankfurt a. M. Vom 13. März 1882. 


55 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
das Gebiet der Stadt Frankfurt a. M., was folgt: 


Artikel 1. 


1 An Stelle der Vorſchrift in Ziffer 1 des $. 1 der Verordnung des Bürger⸗ 
maueeiſters und Raths der freien Stadt Frankfurt a. M. über die Bildung und 
N den Geſchäftskreis eines evangelifch -veformixten Konſiſtorii vom 8. Februar 1820 
5 tritt folgende Beſtimmung: 
„I) einem vom Könige zu ernennenden Vorſitzenden evangelifch-reformirten 
Bekenntniſſes und einem vom Magiſtrate der Stadt Frankfurt a. M. 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. April 1882. 


„ 
83 Artikel 2. 

An Stelle der Vorſchrift in Ziffer 1 des Artikels 2 des organifchen Geſetzes 
der freien Stadt Frankfurt a. M. vom 5. Februar 1857 über die Abänderung 
einiger die evangeliſch⸗lutheriſche Kirchenverfaſſung berührenden Beſtimmungen 
der Konſtitutions⸗Ergänzungsakte vom 19. Juli 1816 tritt folgende Beſtimmung: 


„J) einem vom Könige zu ernennenden Vorſitzenden evangeliſch-lutheriſchen 
Bekenntniſſes und einem vom Magiſtrat der Stadt Frankfurt a. M. 
aus der Zahl der evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeindeglieder zu wählenden 
Mitgliede, welches der Beſtätigung des Königs bedarf.“ 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. März 1882. 


(J. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. 


Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 


ir Mg 1882. | 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für die Landestheile 
des linken Rheinufers, was folgt: 
Einziger Paragraph. 
Das im Artikel 6 des Geſetzes vom 11. Frimaire VII (I. Dezember 1798) 


Kan enthaltene Verbot der Uebernahme der Koſten der Zuchtſtierhaltung auf das 
Gemeindebudget wird hiermit aufgehoben. 


Ki Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. März 1882. 


(L. S. Wilhelm. 


Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 
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(Nr. 8851.) Geſetz, betreffend die Verwendung der Jahresüberſchüſſe der Verwaltung der } 


Eiſenbahnangelegenheiten. Vom 27. März 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
1. | 
Die Jahresüberſchüſſe der Verwaltung der Eiſenbahnangelegenheiten werden 
vom Etatsjahre 1882/83 ab für folgende Zwecke in der nachſtehenden Reihenfolge 
veranſchlagt beziehungsweiſe verwendet: 
1) zur Verzinſung der jeweiligen Staatseiſenbahnkapitalſchuld (F. 2); 


2) zur Ausgleichung eines etwa vorhandenen Defizit? im Staatshaushalt, 
welches andernfalls durch Anleihen gedeckt werden müßte, bis zur Höhe 
von 2 200 000 Mark,; 


3) zur Tilgung der Staatseiſenbahnkapitalſchuld nach Maßgabe des $. 4 

dieſes Geſetzes. 

Unter Ueberſchüſſen der Verwaltung der Eiſenbahnangelegenheiten im Sinne 
dieſes Geſetzes ſind die Beträge zu verſtehen, um welche die Einnahmen die 
ordentlichen Ausgaben überſteigen, nachdem in die letzteren die vom Staate noch 
nicht ſelbſtſchuldneriſch übernommenen und von den übernommenen die auf die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden noch nicht übergegangenen Zins-, Renten- und 
Amortiſationsbeträge aus den mit Privateifenbahngefellichaften vom Jahre 1879 
ab abgeſchloſſenen Betriebs- und Eigenthumsüberlaſſungsverträgen eingerechnet 
worden ſind. 

$. 2. 


Zum Zwecke der Ausführung dieſes Geſetzes wird die Staatskapitalſchuld 
für den Zeitpunkt vom 1. April 1880 auf den Betrag von 1 498 858 100 Mark 
feſtgeſtellt und als Staatseiſenbahnkapitalſchuld angenommen. 

Sofern nicht in dem betreffenden Geſetze oder im Staatshaushalts⸗Etat 
etwas Anderes beſtimmt ift, vermehrt ſich diefelbe um die Beträge der auf Grund 
von Eiſenbahnkrediten ſeit dem 1. April 1880 verausgabten und in Zukunft zu 
verausgabenden Staatsſchuldverſchreibungen, ſowie um die Beträge der für 
Eiſenbahnzwecke außerordentlich durch den Staatshaushalts⸗Etat oder durch beſondere 
Geſetze bewilligten und in Zukunft zu bewilligenden anderweiten Staatsmittel, 
endlich im Falle des Eigenthumserwerbes von verſtaatlichten Eiſenbahnen um die 
Beträge der von dem Staate ſelbſtſchuldneriſch zu übernehmenden Prioritätsſchulden 
derſelben, ſobald und foweit letztere auf die Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
übergehen. 

Sie vermindert ſich dagegen um die Beträge der in Gemäßheit des $. 4 
dieſes Geſetzes ſtattgehabten Tilgungen. 


$. 3. 
Der für die Verzinſung der am 1. April 1880 vorhandenen Staats⸗ 
eiſenbahnkapitalſchuld erforderliche Betrag wird auf 63 914 324 Mark feſtgeſetzt. 

Bei der Bewilligung neuer Geldmittel für Eiſenbahnzwecke ($. 2) treten 
demſelben noch die wirklich auszugebenden Zinſen der bewilligten Summen, bei 
den aus anderweitigen Staatsmitteln beſchafften Beträgen die Zinſen zu 4 Prozent 
gerechnet hinzu, ſofern nicht in dem betreffenden Geſetze etwas Anderes beſtimmt 
iſt. Außerdem treten hinzu die Zinſen für die im Falle des Eigenthumserwerbes 
von verſtaatlichten Eiſenbahnen vom Staate ſelbſtſchuldneriſch zu übernehmenden 
Prioritäts⸗ ꝛc. Schulden, ſobald letztere auf die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden übergehen. 

Dagegen vermindert ſich derſelbe um denjenigen Betrag, welcher an Zinſen 
für die in Gemäßheit des F. 4 getilgten Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen 
war, beziehungsweiſe aufzubringen ſein würde, im letzteren Falle zu vier Prozent 
gerechnet. 

$. 4. 


Die Staatseiſenbahnkapitalſchuld iſt aus den Ueberſchüſſen der Verwaltung 
der Eiſenbahnangelegenheiten, ſoweit dieſe reichen, alljährlich bis zur Höhe von 
/ Prozent desjenigen Betrages zu tilgen, welcher ſich jeweilig aus der Zuſammen⸗ 
rechnung der im F. 2 Alinea 1 für den Zeitpunkt des 1. April 1880 feſtgeſtellten 
Staatseiſenbahnkapitalſchuld und der im F. 2 Alinea 2 bezeichneten ſpäteren Zu⸗ 
wüchſe derſelben am Schluſſe des betreffenden Rechnungsjahres ergiebt. 

Inwieweit über den Betrag von ¼ Prozent hinaus eine weitere Tilgung 
7 ſoll, bleibt der Beſtimmung durch den Staatshaushalts-Etat vor⸗ 

ehalten. 
Die Tilgung iſt derart zu bewirken, daß der zur Verfügung ſtehende Be⸗ 
trag von der Staatseiſenbahnkapitalſchuld abgeſchrieben und 

1) zur planmäßigen Amortiſation der vom Staate für Eiſenbahnzwecke vor 
dem Jahre 1879 aufgenommenen oder vor und nach dieſem Zeitpunkte 
ſelbſtſchuldneriſch übernommenen oder zu übernehmenden Schulden, ſo— 
weit letztere auf die Hauptverwaltung der Staatsſchulden übergegangen 
ſind oder übergehen, 

2) demnächſt zur Deckung der zu Staatsausgaben erforderlichen Mittel, 
welche anderenfalls durch Aufnahme neuer Anleihen beſchafft werden 
müßten, 

3) endlich zum Ankaufe von Staatsſchuldverſchreibungen 

verwendet wird. 
§. 5. 

Die Verwaltung des Staatseiſenbahnkapital⸗Tilgungsfonds wird der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden unter Kontrole der Staatsſchuldenkommiſſion 
übertragen. 
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fügt werden. 
$. 6. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Minifter der öffentlichen Arbeiten 
und dem Finanzminiſter übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. März 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 


(Nr. 8852.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 


Theil der Bezirke der Amtsgerichte Dannenberg und Lehe und für den Bezirk | 


des Amtsgerichts Lilienthal. Vom 4. April 1882. 


Auf Grund des §. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtizminiſter 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbu 
im $. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
1) für einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Dannenberg, nämlich: 
für den Gutsbezirk Breeſe im Bruche, 
für die Gemeindebezirke Breeſe im Bruche, Jameln, Platenlaaſe, 
Schaafhauſen, Tramm, Braaſche, Bredenbock, Breeſe a. d. Göhrde, 
Carwitz, Collaſe, Gülden, Keddien, Lenzen, Metzingen, Middefeitz, 
Nauſen, 
für die Gutsbezirke Forſtort Göhrde, Forſtort Dragahn; 
2) für den Bezirk des Amtsgerichts Lehe mit Ausnahme der Bezirke der 
Fleckengemeinde Lehe und der Gemeinde Spaden; 
3) für den Bezirk des Amtsgerichts Lilienthal 
am 1. Mai 1882 beginnen ſoll. 


Berlin, den 4. April 1882. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


ausgabe, Wiederverwendung oder Vernichtung der dieſen Fonds 
tsſchuldverſchreibungen kann nur durch ein beſonderes Geſetz vor 
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wo für die vier Monate Juni, Juli, Auguſt und September 1882 die 

$ Monatsraten ſämmtlicher Stufen der Klaſſenſteuer und der fünf unterſten 
Stufen der klaſſifizirten Einkommenſteuer, f 

und außerdem für den Monat Mai 1882 die Monatsrate der ſechs 
unterſten Stufen der Klaſſenſteuer 


unerhoben bleiben. f 
Berlin, den 5. April 1882. 


* Der Finanzminiſter. 


In Vertretung: 
Meinecke. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſions⸗Urkunde vom 28. Dezember 1881, betreffend 
den Erwerb und Betrieb der Eiſenbahn von Straußfurt nach Großheringen 
durch die Nordhauſen⸗Erfurter Eiſenbahngeſellſchaft, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Merſeburg, Jahrgang 1882 Nr. 11 
S. 75/76, ausgegeben den 18. März 1882, 

der Königl. Regierung zu Erfurt, Jahrgang 1882 Nr. 11 S. 57 58, 
ausgegeben den 18. März 1882; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Januar 1882, betreffend die Genehmigung 
einer Abänderung des zweiten Abſatzes des $. 1 der Verordnung über die 
Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in der Rheinprovinz 
vom 2. Oktober 1871, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Trier Nr. 9 S. 47, ausgegeben den 3. März 1882 (vergl. die Bek. 
Nr. 5 S. 16); 


das Allerhöchſte Privilegium vom 1. Februar 1882 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Konitz im Be⸗ 
trage von 150 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Marienwerder Nr. 13 S. 69 bis 71, ausgegeben den 30. März 1882; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Februar 1882, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Stolp für die zum Bau einer Chauſſee 
von Lübzow über Carzin, Gambin, Wittbeck, Wittſtock, Klein⸗ und Groß⸗ 
garde nach Schmolſin erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 12 S. 59, ausgegeben den 23. März 1882. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


